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Dus Aufſichtsrecht der Staatsuerwaltung über die 
Gemeinden in Angelegenheiten des felbitfländigen 
Wirkungskreiſes derfelben. 


Trotz mehr als zwanzigjährigen Beſtandes des Grundgeſetzes über 
die Gemeindeverfaſſung vom 5. März 1862, R G. Bl. Nr. 18, iſt 
die Art der Ausübung des der Staatsverwaltung zugewieſenen Auf- 
ſichtsrechtes über die Gemeinden und ſeine Tragweite controvers geblieben, 
ſoweit es ſich um den ſelbſtſtändigen Wirkungskreis der letzteren handelt. 

Während die Staatsverwaltung zumeiſt trachtet, dabei eine end— 
giltig deeiſive Competenz zu behaupten, vindiciren die autonomen Be— 
hörden das letzte Wort für ſich. 

Ihr Anſpruch ſtützt ſich auf die Trennung des Verfahrens in 
zwei Stadien: in jenes der Siſtirung, welche der Staatsverwaltung 
zugeſtanden wird, und in das Stadium der meritoriſchen Erledigung, 
für welche die autonomen Inſtanzen die Competenz beanſpruchen. 

Für dieſe Unterſcheidung hat ſich das autonome Princip auch 
ſchon zwei Judicate des Reichsgerichtes erſtritten (Erkenntniſſe des Reichs- 
gerichtes Hye-Glunek Nr. 174 ex 1878 und Nr. 216 kx 1880), fo 
daß die gedachte Controverſe eigentlich praktiſch bereits gelöst erſcheint — 
und zwar zu Ungunſten der Staatsverwaltung. 

Doch dürfte ſie deswegen theoretiſch noch nicht aus der Welt 
geſchafft, vielmehr des Studiums noch immer werth ſein, zumal ſie mit 
Rückſicht auf die wiederholt in Ausſicht genommene Reviſion der 
Gemeindegeſetzgebung an Actualität nichts verloren hat. 

Daß die angeregte Frage überhaupt controvers werden konnte, 
läßt ſich aus dem Umſtande erklären, daß das bezogene Grundgeſetz 
über die Gemeindeverfaſſung einer präciſen Norm über die Art der 
Durchführung des im Art. XVI der Staatsverwaltung anvertrauten 
Aufſichtsrechtes entbehrt, und daß die zu dieſem Grundgeſetze gewiſſer⸗ 
maßen die Durchführungsvorſchriften bildenden Gemeindeordnungen, 
indem fie das fragliche Recht übereinſtimmend als ein Recht zur 
Siftirung, reſpective zur Unterſagung definiren, deſſen Umfang und 
Wirkung näher zu beſtimmen ebenfalls unterlaſſen haben. 

Allerdings iſt die Eingangs erwähnte Rechtsanſchauung bisher, 
ſoviel uns bekannt, nur in Fällen zur Geltung gekommen, in welchen 


gegen Gemeindeausſchußbeſchlüſſe Beſchwerden vorlagen, nicht aber in 


Fällen von Siſtirungen ſolcher Beſchlüſſe, welche ſeitens der Staats- 


verwaltung von Amtswegen und ohne im Mittel liegende Beſchwerden 
verfügt wurden. 

Doch erſchienen uns auch ſolche Siſtirungen gegen die Anwendung 
der gedachten Rechtsanſchauung nicht gefeit, weil ja ein ex offo ſiſtirter 
Gemeindeausſchußbeſchluß mit Leichtigkeit auch noch durch eine Parteien 
beſchwerde zur Aufechtung gebracht werden kann, wenn eine ſolche zur 
zweifelloſen Sicherſtellung der gewünſchten autonomen Competenz gegebenen 
Falles nothwendig erſcheint. 

Als Begründung der angeführten Rechtsanſchauung finden wir in 
dem einen der bezogenen Reichsgerichtsjudicate (Nr. 174 ex 1878) 
Folgendes: 

„Dieſe ausſchließende Competenz der autonomen Behörden und 
beziehungsweiſe des Landesausſchuſſes in den Fällen der Frage (Be— 


ſchwerden gegen Gemeindeausſchußbeſchlüſſe im ſelbſtſtändigen Wirkungs— 
kreiſe) wird in keiner Weiſe alterirt durch das, ſowohl im Art. XVI 


des citirten Reichsgemeindegeſetzes, als in den SS 105 und 107 der 
dalmatiniſchen Gemeindeordnung der Staatsverwaltung vorbehaltene 
Aufſichtsrecht über die Gemeinden und beziehungsweiſe durch das ebenda 
der politischen Bezirksbehörde eingeräumte Recht, Gemeinderathsbeſchlüſſe, 
welche nach ihrer Anſicht den Wirkungskreis des Gemeinderathes über— 
ſchreiten, oder gegen die beſtehenden Geſetze verſtoßen, zu ſiſtiren, denn 
es haben alle dieſe Geſetzesſtellen immer wieder den beſchränken— 
den Zuſatz beigefügt, daß über alle Beſchwerden wider Be— 
ſchlüſſe von Gemeindeorganen und Gemeindevertretungen 
die politiſchen Behörden auch in der Richtung, ob dadurch 
beſtehende Geſetze verletzt oder ſehlerhaft angewendet wurden, 
nur inſoſerne zu entſcheiden haben, als es ſich nicht um 
ſolche Beſchlüſſe handelt, wider welche die Berufung an den 
Landesausſchuß zu richten iſt.“ 

Inſoferne es ſich im Gegenſtande um eine Principienfrage handelt, 
dürfte wohl die Anſicht gerechtfertigt ſein, daß ſie ausſchließlich aus 
dem Reichsgemeindegeſetze zu löſen ſei, weil eben in dieſem jene Grund— 
ſätze enthalten ſind, welche der Geſetzgeber in allen darauf baſirten 
Specialgeſetzen reſpectirt wiſſen wollte und welchen eutſprechend demnach 
anch die Beſtimmungen dieſer letzteren interpretirt werden müſſen. 

Gehen wir alſo vom Inhalte des Reichsgemeindegeſetzes aus, ſo 
müſſen wir offen geſtehen, daß wir den obgedachten beſchränkenden 
Zuſatz nur hinſichtlich der Competenz zur Entſcheidung über Beſchwerden 
gegen Verfügungen des Gemeinde vorſtandes zu finden ver- 
mögen. 

Der einschlägige Art. XVI édieſes Geſetzes lautet: 

„Die Staatsverwaltung übt das Aufſichtsrecht über die Gemeinden 
dahin, daß dieſelben ihren Wirkungskreis nicht überſchreiten und nicht 
gegen die beſtehenden Geſetze vorgehen. 

Sie hat auch, inſoferne es ſich nicht um ſolche Beſchlüſſe des 
Gemeindeausſchuſſes handelt, gegen welche die Berufung nach Art. XVII c 


an die höhere Gemeindevertretung zu richten iſt, über Beſchwerden 
gegen Verfügungen des Gemeindevorſtandes zu entſcheiden, durch welche 
beſtehende Geſetze verletzt oder fehlerhaft angewendet werden.“ 

Das zweite Alinea dieſes Artikels kaun wohl kaum anders ver— 
ſtauden werden, als dahin, daß bei Verfügungen des Gemeindevorſtandes 
von ſolchen, die er unmittelbar trifft, jene zu unterſcheiden ſeien, welche 
Vollzugsacte zu vorausgegangenen Gemeindeausſchußbeſchlüſſen bilden 
($ 106 der galiziſchen Gemeindeordnung trifft ausdrücklich dieſe Unter— 
ſcheidung), und daß hinſichtlich der erſteren unter der Vorausſetzung 
unterlaufener Geſetzwidrigkeiten in Beſchwerdefällen die Competenz aus— 
ſchließlich der Staatsverwaltung zufalle und ſich auch auf die meritoriſche 
Entſcheidung erſtrecke, während ſie hinſichtlich der letzteren allerdings 
ſelbſt beim Vorhandenſein von Geſetzwidrigkeiten — in Angelegenheiten 
des ſelbſtſtändigen Wirkungskreiſes der Gemeinden den autonomen In— 
ſtanzen gewahrt zu bleiben habe. 

Daraus ſcheint ſich wirklich eine Beſchränkung des in Rede 
ſtehenden Aufſichtsrechtes der Staatsverwaltung zu ergeben, ſoferne das 
citirte Alinea 2 als eine Art Vollzugsvorſchrift zum erſten Alinen 
angeſehen und eine andere Auslegung dieſes letzteren in Erwägung 
deſſen als ausgeſchloſſen betrachtet wird, daß ſonſt die Cardinalprincipien 
der durch das Geſetz im Ganzen auerkaunten Autonomie erſchüttert 
würden, — welch' einer Argumentation wir im Reichsgerichtsjudicate 
Nr. 216 ex 1880 in den Worten zu begegnen glauben: 

„Wollte man die diesfalls im Weſentlichen in allen Gemeinde— 
ordnungen und ſelbſtſtändigen Gemeindeſtatuten des Reiches gleichförmigen 
Beſtimmungen dahin auslegen, daß den ſtaatlichen Aufſichtsbehörden in 
dem Falle einer Berufung auch in den Angelegenheiten des ſelbſt— 
ſtändigen Wirkungskreiſes der Gemeinden die Befuguiß zukomme, nebſt 
der Siſtirung der von ihnen für geſetzwidrig befundenen und eben darum 
ſiſtirten Beſchlüſſe von Gemeindevertretungen dieſe Beſchlüſſe daun auch 
noch meritoriſch zu reformiren oder zu caſſiren, ſo würde man in alle 
unſere Gemeindegeſetze eine unlösbare 


in ein und derſelben Cauſa gleichzeitig an zwei neben einander beſtehende 
und ganz verſchiedenartige Inſtauzen und deren gleichgeltendes meritori— 
ſches Entſcheidungsrecht, alſo möglicherweiſe auch zu einander entgegen— 
geſetzten Entſcheidungen geſetzlich angeordnet und es wäre dadurch über— 
dies den politiſchen Behörden die Macht eingeräumt, die Attribute der 
autonomen Landesbehörden auch in den Angelegenheiten des ſelbſtſtändigen 
Wirkungskreiſes der Gemeinden und namentlich das meritale Ent— 
ſcheidungsrecht der Landesausſchüſſe in dem Falle einer dagegen einge— 
brachten Berufung von vorneherein zu eludiren und thatſächlich zu 
annihiliren.“ 


Solchen Prämiſſen entſpricht auch der im nämlichen Zudicate , 


enthaltene prineipielle Ausſpruch: „ kann im Sinne aller 
bisher bezogenen Geſetzesſtellen und unſerer dermaligen Verfaſſungs—⸗ 


und Organiſationsbeſtimmungen der Staatsverwaltung nimmermehr das 
Recht zuerkannt werden, in den Angelegenheiten des ſelbſtſtändigen 
Wirkungskreiſes die von ihr geſetzwidrig befundenen und deshalb ſiſtirten 


Beſchlüſſe der Gemeindevertretungen in jenen Fällen, in welchen dagegen 
ein Recurs eingebracht worden iſt, auch noch meritoriſch abzuändern 
oder aufzuheben, da dieſe meritoriſche Entſcheidung und Reformirung 
ausſchließ end der Autonomie der Landesausſchüſſe vorbehalten iſt.“ 

Gleichwohl möchten wir behaupten, daß wir mit dieſer Anſchauung 
ebenfalls auf eine Antinomie ſtoßen: 

Das Recht der Staatsverwaltung, die Emanationen der Gemeinden 
auf die Einhaltung ihres Wirkungskreiſes und auf die Geſetzlichkeit zu 
prüfen und bei Vorhandenſein einer Verletzung in der einen oder 
der anderen Richtung den Vollzug zu unterſagen, iſt überhaupt unbe⸗ 
ſtritten und auch hinſichtlich des ſelbſtſtändigen Wirkungskreiſes unbeſtreitbar, 
zumal alle Anordnungen und Verfügungen der Gemeinden gemäß 
Art. J des Reichsgemeindegeſetzes nur „mit Beobachtung der beſtehenden 
Reichs⸗ und Landesgeſetze“ erlaſſen werden dürfen. (Budwinski, Er⸗ 
kenntniſſe des Verwaltungsgerichtshofes Nr. 1678 de 1883 und Nr. 2055 
de 1884.) Dieſes Recht der Staatsverwaltung iſt aber kein blos 
formelles, ſondern ein materielles, d. i. 
ausgeſtattetes (kaiſ. Verordnung vom 20. April 1854, R. G. Bl. 
Nr. 96, und Staatsgrundgeſetz vom 21. December 1867, R. G. Bl. 
Nr. 145, Art. 11.) 

Was iſt es nun als eine Antinomie, wenn bei Vorhandenſein 
eines von der Staatsverwaltung in Handhabung ihres Aufſichtsrechtes 


Antinomie hineininterpretiren, 
denn auf ſolche Weiſe wäre ja durch dieſe Geſetze der Berufungszug 


mit der Executivgewalt 


38 — 
geſchöpften, rechtskräftigen und daher executionsfähigen Spruches über die 
Unzuläſſigkeit des Vollzuges eines Gemeindebeſchluſſes die meritoriſche 
Beurtheilung eben desſelben Beſchluſſes ſeitens der autonomen Ober— 
behörde, welche ſich füglich doch ebenfalls auf die Frage der Einhaltung 
des Wirkungskreiſes und der Geſetzmäßigkeit erſtrecken muß — die 
eigentliche und endgiltig maßgebende ſein ſoll? Wird damit nicht die 
Wahrung des Geſetzes ſelbſt in Frage geſtellt? 

Denn, wenn wir gleich für ausgeſchloſſen halten wollen, daß es 
ein Princip der Autonomie bilden könne, die Rechtsanſchauungen der 
Staatsverwaltung unter allen Umſtänden zu Falle zu bringen, ſo iſt 
eine differente Anſicht beider Autoritäten dennoch immerhin möglich, wie 
das auch vom Reichsgerichte beſorgt wird, und die Löſung des durch 
einen ſolchen Fall geſchaffenen Dilemmas wird um ſo ungewiſſer, als 
ſie, abgeſehen von Fällen affirmativer Competenzconflicte, nicht nur 
davon abhängt, ob ſich durch die Entſcheidung der autonomen Behörde 
eine Partei beſchwert, ſondern auch davon, ob ſich die letztere 
bewogen ſühlt, den Appell an den Verwaltungsgerichtshof zu richten, 
was Angeſichts der ziemlichen Koſtſpieligkeit dieſes Rechtsmittels in den 
wenigſten Fällen erwartet werden kann. 

Uebrigens kommt uns bei Auslegung des Reichsgemeindegeſetzes, 
ganz abgeſehen davon, daß dabei das eben gedachte Rechtsmittel kaum 
in Betracht gezogen werden kann, weil es dem Geſetzgeber noch gar 
nicht vorgeſchwebt haben konnte, nicht denkbar vor, daß derſelbe mit 
ſeinem Grundgeſetze über die Gemeindeverfaſſung die zur Pflicht gemachte 
unbedingte Wahrung der Geſetzlichkeit der Gemeindeverwaltungsacte 
blos auf Möglichkeiten oder Wahrſcheinlichkeiten hätte fundiren und 
nicht vollkommen ſicherſtellen wollen. Wir glauben vielmehr, daß er 
die Erreichung ſeines Zieles durchaus garantirt zu wiſſen beabſichtigte 
und deswegen die Obſorge daſür auch, ſchon um Meinungsverſchiedenheiten 
vorzubeugen, nur in eine Hand legen wollte 

Dieſe iſt kraft des Artikel XVI eben die Hand der Staatsverwaltung. 

Eine Beſchränkung der ihr im erſten Alinea dieſes Artikels 
anvertrauten Beſugniß können wir im zweiten Alinea keineswegs 
erblicken. Handelt es ſich nämlich darum, über Beſchwerden gegen 
Verſügungen des Gemeindevorſtandes zu entſcheiden, welche Vollzugs— 
verfügungen zu Gemeindeausſchußbeſchlüſſen ſind, ſo iſt, unſerer Anſicht 
nach, das Object der Beurtheilung nicht mehr die Verfügung des 
Gemeindeausſchußbeſchluß. 


Gemeindevorſtandes, ſondern der 
durch ſie vollzogen werden ſoll. 
Dieſer iſt nun der Staatsverwaltung entweder bereits bekannt, oder 
| fie gelangt zu ſeiner Keuntniß erſt durch die gegen die Vollzugsverfügung 
des Gemeindevorſtandes gerichtete Beſchwerde. 

Erſteren Falles hat fie ihr Aufſichtsrecht ſchon gehandhabt und 
in dem fraglichen Beſchluſſe eben weder eine Ueberſchreitung des 
Wirkungskreiſes, noch eine ſonſtige Geſetzwidrigkeit gefunden, indem 
andernfalls eine Vollzugsverſügung zu jenem vom Gemeindevorſtaude 
gar nicht hätte erlaſſen werden können. 

Im letzteren Falle tritt aber das Aufſichtsrecht der Staatsbehörde 
erſt in Actualität, ebenſo wie wenn ſie ohne eine im Mittel liegende 
Vollzugsverfügung des Gemeindevorſtandes durch eine direct gegen den 
Gemeindeansſchußbeſchluß gerichtete Beſchwerde zu deſſen Keuntniß kommt. 

Unterſagt nun die Staatsbehörde kraſt ihres Aufſichtsrechtes den 
Vollzug des Gemeindeausſchußbeſchluſſes, ſo wird die einſchlägige 
Vollzugsverfügung des Gemeindevorſtandes offenbar hinfällig und es 
muß gleichzeitig auch die Beſchwerde dagegen zu einer Erledigung 
gelangen, weil wir ſonſt in den ſchon früher angedeuteten circulus 
vitiosns gerathen, daß die autonome Oberinſtanz behufs der Entſcheidung 
über die Beſchwerde auch die Einhaltung des Wirkungskreiſes ſeitens 
der Gemeinde zu prüfen und die Geſetzlichkeit des angefochtenen 
Beſchluſſes der letzteren wahrzunehmen, alſo das zu thun hätte, 
was zu thun ausdrücklich der Staatsverwaltung vorbehalten iſt und was 
dieſelbe gegebenen Falles auch ſchon gethan hat. 

Ein ſolcher Vorgang dürfte kaum der Abſicht des Geſetzgebers 
entſprechen, 

Da aber gerade dafür die Wahrung der Integrität des 
autonomen Wirkungskreiſes in's Feld geführt wird, ſo müſſen wir uns 
doch fragen, ob denn die Sphären des Auffſichtsrechtes über die 
Gemeinden, wie fie das Reichsgemeindegeſetz einerſeits der Staats- 
verwaltung und andererſeits den autonomen Oberbehörden zuweiſt, 
wirklich ſo concentriſche ſeien, daß ſie in Colliſton gerathen müſſen? 

(Schluß folgt.) 
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Mittheilungen aus der Praris. 


Der Mißbrauch einer Hotelwohnung und die Störung der Haus⸗ 

ordnung berechtigen den Hotelinhaber, feinen Gaſt mit Zuſtimmung 

der Polizeibehörde auch ohne Intervention des Gerichtes zu 
entfernen. 

Am 15. October 1883 ſtieg Joſeph F. im Hotel „zur Stadt 
Czernowitz“ in Lemberg ab und miethete daſelbſt eine Wohnung um 
den Togespreis von 80 kr., bis er eine Wohnnng in der Stadt finden 
würde. Am Abende desſelben Tages zog in das gemiethete Zimmer 
die ganze Familie des Joſeph F. ein, auch richtete er darin eine Schufter- 
werkſtätte ein, bei welcher drei Gehilfen beſchäftigt waren. 

Gegen dieſen Vorgang erhob die Hotelinhaberin Lea B. Einſpruch 
und forderte Joſeph F. zur ſofortigen Räumung des Hotelzimmers auf. 
Da derſelbe jedoch ſich der Aufforderung der Lea B. widerſetzte, ſo 
ſchloß dieſelbe nach vorheriger Anzeige und Genehmigung der Polizei— 
behörde das an Joſeph F. vermiethete Hotelzimmer ab, räumte ſohin das 
Zimmer von allen darin befindlichen Möbeln und Einrichtungsſtücken 
ſowie von den durch Joſeph F. eingebrachten Geräthſchaften und ließ die 
Fenſter- und Thürflügel ausheben. 

Aus dieſem Anlaſſe überreichte Joſeph F. eine Beſitzſtörungsklage 
gegen Lea B., welcher das k. k. ſtädt.-deleg. Bezirksgericht Lemberg mit 
Erkenntniß vom 22. December 1883, 3. 66.824, ſtattgab. Denn, da 
die Belangte zugibt, daß Kläger in ihrem Hotel ein Zimmer, wenn 
auch von Tag zu Tag miethete, daß ſie dieſes Zimmer über mündliche 
Einwilligung des Polizeicommiſſärs abſperrte und die Werkſtätte des 


Klägers hinausſchaffen ließ, jo muß der Kläger nach $ 339 und nach 


der kaiſ. Verordnung vom 27. October 1849, R. G. Bl. Nr. 12, 
in dem Beſitze ſeines Wohnungsrechtes erhalten werden. Deun die 
Belangte hat, indem ſie den Kläger in ihrem Hotel, wenn auch nur 
für einen Tag und in der Vorausſetzung der Richtigkeit ſeiner Angabe, 


daß er ein Handelsagent ſei, obwohl er denſelben Tag ſeine Familie 


einlogirte und eine Schuſterwerkſtätte in dem gemietheten Zimmer ein 
richtete, in ihrem Hotel aufnahm, ihm hiedurch die Wohnung in den 
factiſchen Befitz übergeben, daher Kläger ein Wohnungsrecht erlangte, 
welches die Belangte nach §S 344 a. b. G. B. eigenmächtig, ohne ſich 
den nachtheiligen Rechtsfolgen auszulegen, nicht ſtören durfte. Nach Vor— 
ſchrift der 88 1113 und 1116 a. b. G. B. hätte die Belangte im Wege 


der Aufkündigung und nach $ 1118 a. b. G. B. auch im Wege des 


ordentlichen Rechtsſtreites die Entfernung des Klägers aus der gemietheten 
Wohnung erwirken ſollen, keineswegs aber war ſie berechtigt, den Kläger 


eigenmächtig durch Abſperrung des Zimmers und Hinausſchaffung ſeiner 
Habe zu entfernen, zumal auch der mündliche Auftrag der Polizeibehörde 


dieſe Eigenmächtigkeit zu beheben nicht im Stande iſt, da nach Hofdeeret 


vom 3. März 1797, Nr. 312, und Hofdecret vom 14. Februar 1811, 
J. G. S. Nr. 927, die Entſcheidung bezüglich des Beſitzſtandes zur 


Competenz der politiſchen Behörden nicht gehöre. 


Das Oberlandesgericht in Lemberg beſtätigte dieſes Erkeuntniß 


mit Beſchluß vom 5. Febr 1884, Z. 1693, denn die Belangte 
beruft ſich darauf, daß der Kläger ſich auf liſtige Weiſe in ihr Hotel ein— 
geſchlichen hat, um das gemiethete Gaſtzimmer als Schuſterwerkſtätte 


zu benützen, daß daher fein Beſitz ein unechter war ($ 345 a. b. G. B.) 


und nicht geſchützt werden könne. Allein dieſe Behauptung iſt nicht 
gerechtfertigt, denn nach 8 339 a. b. ©, B. darf der Beſitz, er mag von 
was immer für einer Beſchaffenheit ſein, eigenmächtig nicht geſtört werden. 
Die Berufung auf den $ 344 a. b. G. B. iſt aber nicht zutreffend, 
da dieſer Paragraph die Anwendung der Selbſthilfe nur zur Abwendung 
der Gewalt, wenn die richterliche Hilfe zu ſpät kommen würde, geſtattet; 
dieſe Erforderniſſe aber gegenwärtig nicht vorhanden waren. Die Be— 
hauptung der Belangten, daß der Kläger nach Abſperrung der Wohnung 
das Hotel ſelbſt verlaſſen habe, iſt ohne Belang, da ja die Belangte 
ſelbſt zugibt, daß ſich in dem gemietheten Zimmer noch die Effecten 
des Klägers befanden, welche fie ſpäterhin hinausſchaffen ließ. 

Der k. k. oberſte Gerichtshof änderte mit Entſcheidung vom 
1. April 1884, 3. 3577, beide untergerichtlichen Erkenntniſſe ab und 
gab dem Begehren des Klägers keine Folge. — Gründe: 

Nach ſeinen eigenen Angaben hat Kläger am 15. October 1883 
von Lea B. ein Zimmer um den Preis von 80 kr. täglich für ſo 
lange aufgenommen, bis ſeine angeblich in der Stadt gemiethete Woh⸗ 
nung frei werden wird. Schon dieſe Angabe wird von der Belangten 
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beſtritten, indem ſie behauptet, der Kläger habe ſich für einen Agenten 
ausgegeben, der mit dem Hotelwagen anlangte. Allein ſelbſt die Angabe 
des Klägers als wahr angenommen, hat er blos für ſich und ſeine 
Familie perſönlich das Gebrauchsrecht mit Bezug auf das Zimmer 
erlangt. Es zog aber nicht blos er und ſeine Familie ein, ſondern am 
Abende führte er ſeine Schuſterwerkſtätte mit drei Geſellen und dem 
ganzen Handwerkszeuge ein, begann die Ausübung ſeines Gewerbes und 
ſtörte die ganze Hausordnung. Für dieſe Ausdehnung ſeines Benützungs— 
rechtes hat er aber weder nach der Verabredung, noch nach dem orts— 
üblichen Gebrauche einen Beſitz erlangt, weil er nur ein Zimmer zur 
Wohnung, nicht aber ein Gewerbslocale gemiethet hatte, er hat ſich 
daher liſtig in einen Beſitz einzuſchleichen verſucht. Wenn ſich nun 
Lea B. dieſem Verfahren, ſobald fie davon Kenntuiß erlangte, wider— 
ſetzte und da Kläger freiwillig nicht abließ, ſeine heimlich eingebrachten 
Sachen hinausſchaffte, wozu ſie wegen Störung der Hausordnung auch 
die Einwilligung der Polizeiaufſicht einholte, ſo kann in ihrer Hand— 
lungsweiſe keine Störung eines Beſitzes des Klägers, den er niemals 
hatte, ſondern nur eine Abwehr gegen einen Eingriff in ihre Rechte 
und in ihren Beſitz erkanut werden. Die Auffaſſung der Untergerichte, 
welche dem Kläger einen Beſitz zuerkaunten, muß demnach als irrkhüm— 
lich angeſehen werden. Das Klagebegehren iſt unbegründet und wird 
daher abgewieſen, weil dasſelbe bei der Eigeuthümlichkeit des Falles 
nur nach dem Stande zur Zeit der angeblichen Störung zu beurtheilen 
iſt. Glaubt aber der Kläger in einem Vertragsrechte verkürzt zu ſein, 
ſo ſteht es ihm frei, ſeinen Anſpruch im gewöhnlichen Rechtswege gel— 
tend zu machen. Ger.⸗H. 


Püree 
Erläuterungen zur Gemeindeordnung. Von Julius Scheda, 
oberöſterr. Landesrath. Linz. Fink. 1884. 


Dieſem auf Veranlaſſung des oberöſterreichiſchen Landesausſchuſſes heraus⸗ 
gegebenen Werke, welches das ſich auf den autonomen gemeindeämtlichen Wirkungs— 
kreis beziehende Geſetzgebungsgebiet mit ziemlicher Reichhaltigkeit umfaßt und außer⸗ 
dem alle einschlägigen Verwaltungsgerichtshofs-Erkenntniſſe und in der öſterreichiſchen 
Zeitſchrift für Verwaltung veröffentlichten Minifterial-Enticheidungen, ſowie Eıt- 
ſcheidungen des oberöſterreichiſchen Landesausſchuſſes enthält, kann das ſehr 
anerkennenswerthe Verdienſt einer außerordentlich gründlichen Bearbeitung dieſer 
Geſetzesmarterien nicht abgeſprochen werden. 

Leider aber krankt das nicht nur für Gemeindevorſteher Oberöſterreichs, 
ſondern auch für weitere Kreiſe anderer Kronländer ſehr empfehlenswerthe Hilfs- 
buch an dem Fehler allzu großer autonomiſtiſcher Gefallſucht, welcher ihm den 
Stempel der Einſeitigkeit aufdrückt. Wir haben bereits in unſerer, in der 6. Nummer 
dieſes Jahrganges dem Hämmerle'ſchen „Handbuch für Gemeinden“ gewidmeten 
Notiz im Kurzen die Gründe entwickelt, aus welchen uns bei derartigen 
Compilationswerken auch die Behandlung des übertragenen Wirkungskreiſes der 
Gemeinde unerläßlich erſcheint. Wir weiſen daher in dieſer Beziehung auf das 
dort Geſagte hin. 

Sollte, woran wir nicht zweifeln, das vorſtehende Hilfsbuch eine zweite 
oder mehrere Auflagen erleben, dann erwarten wir, daß es ſich den Vortheil 
nicht wird haben entgehen laſſen, welchen der Fortſchritt zu einer zeitgemäßen 
Ergänzung durch Aufügung eines zweiten, auch den übertragenen gemeinde— 
ämtlichen Wirkungskreis behandelnden Theiles zweifellos gewährt. 5 


Geſetze und Verordnungen. 
1884. J. Semeſter. 
Landes⸗Geſetzblatt für das Königreich Bohmen. 

VIII. Stück. Ausgeg. am 30. April. — Pr. 18. Kundmachung des 
k. k. Statthalters für Böhmen vom 13. April 1884, 3. 3073 Präſ., betreffend 
die Wahlordnungen für die Handels- und Gewerbekammern in Budweis, Eger, 
Pilſen, Prag und Reichenberg. 

IX. Stück. Ausgeg. am 28. Mar. — Nr 19. Kundmachung der k. k. Statt⸗ 
halters für Böhmen vom 26. März 1884, Z. 12.053, betreffend die Zulaſſung 
des Verkehres mit Dampfpflügen auf öffentlichen Straßen und Wegen. — 
Nr. 20. Kundmachung des k. k. Statthalters für Böhmen vom 6. April 1884, 
3. 23.744, betreffend die Bemauthung mehrer Bezirksſtraßen im Prachatitzer 
Vertretungsbezirke. — Nr. 21. Kundmachung des k. k. Statthalters für Böhmen 
vom 12. April 1884, Z. 25.894, betreffend die Eintheilung der politiſchen Amts⸗ 


bezirke in fünf Forſtinſpectionsbezirrfe. Nr. 22. Kundmachung des k. k. Statt- 
halters für Böhmen vom 14. Mai 1884, Z. 34.091, betreffend den Fortbezug 
der Mauth auf der Egerbrücke in Wrſchowitz. 

X. Stück. Ausgeg. am 7. Juni. — Nr. 23. Kundmachung des k. k. Statt⸗ 
halters für Böhmen vom 22. Mai 1884, 3. 37.952, betreffend die Erhebung 
des Eurortes Schönau zur Stadt. — Nr. 24. Kundmachung des k. k. Statt⸗ 
halters für Böhmen vonn 25. Mai 1884, 3. 30.217, betreffend die Weiter⸗ 
bemauthung der Koliner Elbebrücke. 

XI. Stück. Ausgeg. am 17. Juni. — Nr. 25. Kundmachung des k. k. 
Statthalters für Böhmen vom 5. Juni 1884, 3. 41.448, betreffend die Weiter⸗ 
bemauthung des über den Iſerfluß führenden Steges bei Pieper. Nr. 26. Kund⸗ 
machung des k. k. Statthalters für Böhmen vom 5. Juni 1884, 3. 41.449, 
betreffend die Errichtung eines zweiten Mauthſchrankens in Trhow⸗Kamenic im 
Zuge der Deutſchbroder Bezirksſtraße. 


und Verordnungsblatt für die 
Mähren. 


J. Stück. Ausgeg. am 7. Jänner. — 1. Geſetz vom 9. December 1883, 
womit die 88 44, 45 und 49 des Geſetzes vom 30. September 1877, L. G. Bl. 
Nr. 88, betreffend die Herſtellung und Erhaltung der öffentlichen, nicht ärariſchen 
Straßen und Wege, theilweiſe abgeändert werden. 

II. Stück. Ausgeg. am 7. Jänner. — 2. Geſetz vom 10. December 1883, 
wirkſam für die Markgrafſchaft Mähren, womit der Abſatz 16 des § 68 und der 
8 107 des Gemeindeſtatutes für die königl. Stadt Zuaim vom 20. Jänner 1867, 
beziehungsweiſe des Landesgeſetzes vom 8. Juli 1877, L. G. Bl. Nr. 29, ab⸗ 
geändert werden. 

III. Stück. Ausgeg., am 11. Jänner. — 3. Kundmachung des k. k. Statt⸗ 
halters in Mähren vom 23. November 1883, betreffend die Allerhöchſt genehmigte 
Einhebung des beſtehenden 50pere. Gemeindezuſchlages zur Verzehrungsſteuer auf 
Steinkohlen in der Stadtgemeinde Brünn vom 1. Jänner 1884 an auf die Dauer 
weiterer fünf Jahre. 4. Kundmachung des k. k. Statthalters in Mähren vom 
27. November 1883, betreffend die Zuweiſung der Gemeinde Jankowitz des 
Bezirksgerichtes Napagedl zum Sprengel des k. k. ſtädt.⸗del. Bezirksgerichtes 
Ung.⸗Hradiſch. 5. Kundmachung des k. k. Statthalters in Mähren vom 
28. November 1883, betreffend die Einhebung von 80%, der directen Steuern 
überſteigenden Umlagen auf dieſe Steuern nebſt Staatszuſchlägen in den Gemeinden: 
Lazan, Narametſch, Koſtelau, Wietzau, Littowan, Kluczau, Böhm.-Märzdorf, 
Kunzendorf, Hartinkau, Klein-Hradisko für die Fractionsgemeinde Lerchenfeld, 
Konikau, Nozinka⸗Paſſek, Unter⸗Beczwa, Mittel⸗Beczwa und Welenow für das 


Landesgeſetz⸗ Markgrafſchaft 
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Jahr 1883. — 6. Kundmachung des k. k. Statthalters in Mähren vom 28. No- | 


vember 1883, betreffend die Allerhöchſt genehmigte Einhebung von Taxen für die 
Vieh- und Fleiſchbeſchau in der Stadtgemeinde Neutitſchein. — 7. Kundmachung 
des k. k. Statthalters in Mähren vom 29. November 1883, betreffend die Er— 
richtung einer Wegmanth für die Bezirksſtraße von Nieder-Mohrau bis zur 
Eiſenbahnſtation Groß⸗Stohl. — 8. Kundmachung des k. k. Statthalters in 
Mähren vom 13. December 1883, betreffend die Verpflegstaxe in dem öffentlichen 
Krankeuhauſe in Hartberg. — 9. Kundmachung des k. k. Statthalters in Mähren 
vom 17. December 1883, betreffend die Vergütung für die der Mannſchaft vom 
Officiers⸗Stellvertreter abwärts auf dem Durchzuge gebührende Mittagskoſt im 
Jahre 1884. — 10. Kundmachung des k. k. Statthalters in Mähren vom 
21. December 1883, betreffend die Verpflegsgebühren in den allgemeinen öffentlichen 
Krankenanſtalten Tirols und der Landes⸗Gebärauſtalt in Innsbruck. — 11. Kund⸗ 
machung des k. k. Statthalters in Mähren vom 21. December 1883, betreffend 
die Verpflegstaxe im St. Johannesſpitale zu Salzburg. — 12. Kundmachung 
des k. k. Statthalters in Mähren vom 22. December 1883, betreffend die 
der Stadtgemeinde Prerau Allerhöchſt bewilligte Einhebung einer Gebühr für die 
Aufnahme in den Genteindeverhand. 13. Kundmachung des k. k. Statthalters 
in Mähren vom 22. December 1883, betreffend die mehreren Gemeinden be⸗ 
willigten Umlagen auf die directen Steuern für das Jahr 1883. — 14. Kund⸗ 
machung des k. k. Statthalters in Mähren vom 22. December 1883, betreffend 
die den Stadtgemeinden Prerau und Leipnik bewilligte Einhebung von Mieth⸗ 
zinskreuzern. 15. Kundmachung des k. k. Statthalters in Mähren vom 22. De⸗ 
cember 1883, betreffs der den Gemeinden Kanitz und Blansko bewilligten Ein⸗ 
führung von Auflagen auf das Halten von Hunden. 16. Kundmachung des 
k. k. Statthalters in Mähren vom 22. December 1883, betreffs der der Gemeinde 
Stupawa bewilligten Einhebung einer weiteren Umlage auf die directen Steuern 
für das Jahr 1883. — 17. Kundmachung des k. k. Statthalters in Mähren 
vom 22. December 1883, betreffs der den Gemeinden Drewohoſtitz und Auſpitz 
bewilligten Einhebung von Gebühren für die Aufnahme in den Gemeindeverband. 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


— 18. Kundmachung des k. k. Statthalters in Mähren vom 22. December 1883, 
betreſſs der den Gemeinden Bojkowitz und Mähriſch-Oſtrau bewilligten Einhebung 
von Vieh- und Fleiſchbeſchaugebühren. 19. Kundmachung des k. k. Statthalters 
in Mähren vom 22. December 1883, betreffs der der Gemeinde Pleſchowitz 
bewilligten Einhebung einer weiteren Umlage auf die directen Steuern für das 
Jahr 1883. 

IV. Stück. Ausgeg. anı 18. Jänner. — 20. Durchführungsverorduung 
zum Geſetze vom 23. März 1883, L. G. und V. Bl. Nr. 43, betreffend die 
Hebung der Rindviehzucht und die Rindviehverſicherung. 

V. Stück. Ausgeg. am 30. Jänner. 21. Geſetz vom 14. December 
1883, wirkſam für die Markgrafſchaft Mähren, betreffend die Verwendung von 
Privathengſten zum Beſchäleu. — 22. Kundmachung des k. k. Statthalters in 
Mähren vom 4. Jänner 1884, womit im Grunde der mit Erlaß des k. k. Acker⸗ 
bauminifteriums vom 22. December 1883, 3. 15.532, im Einvernehmen mit 
dem hohen k. k. Miniſterium des Innern ertheilten Ermächtigung eine Durch- 
führungs-Verordnung zum Landesgeſetze vom 14. December 1883, L. (. und 
V. Bl. Nr. 21 1884, betreffend die Verwendung von Privatheugſten zum Be- 
ſchälen, erlaſſen wird. 

VI. Stück. Ausgeg. am 12. Februar. — 23. Kundmachung des k. k. 
Statthalters in Mähren vom 31. Jänner 1884, womit der Reiſe- und Geſchäfts⸗ 
plan der Stellungscommiſſionen in Mähren für die Heeresergänzung des Jahres 
1884 kundgemacht wird. 

VII. Stück. Ausgeg. am 13. Februar. — 24. Geſetz vom 18. Jänner 
1884, wirkſam für die Markgraſſchaft Mähren, womit der deutſche Text des 


8 6 des Geſetzes vom 29. November 1882, womit in Ausführung der ss 23 


und 38 des Reichsgeſetzes vom 11. Juni 1879, R. G. Bl. Nr. 93, Beſtimmungen 
zur Erleichterung der Militär⸗Einquartierungslaſt in der Markgrafſchaft Mähren 
getroffen werden, richtiggeſtellt wird. 

VIII. Stück. Ausgeg. am 17. Februar. 25. Kundmachung des 
mähriſchen Landesausſchuſſes vom 28. December 1883, womit der Landes- und 
Grundentlaſtungs-Zuſchlag pro 1884 verlautbart wird. 

IX. Stück. Ausgeg. am 22. Februar. 26. Kundmachung des k. k. 


Statthalters in Mähren vom 10. Februar 1884, betreffend die Zuſammenſetzung 


der im Jahre 1884 neu zu wählenden Bezirksſtraßen⸗Ausſchüſſe. — 27. Kund⸗ 
machung des k. k. Statthalters in Mähren vom 1. Februar 1884, betreffend 
die Aufſtellung von Beſchälſtationen in Mähren während der Beſchälperiode 
des Jahres 1884. 

(Fortſetzung folgt.) 


Perſonalien. 
Se. Majeſtät haben dem Statthalter von Niederöſterreich Ludwig Freiherrn 


Poſſinger von Choborski den Orden der eiſernen Krone erſter Claſſe tarfrei 
verliehen. 


Penſionirung das Ritterkreuz des Franz⸗Joſeph⸗Ordens verliehen. 


Verantworklicher Redacteur: A. Heilmann. 


Se. Majeſtät haben dem 
Ritter Krtiezka von Jaden das 
dem Sterne verliehen. 


Se. Majeſtät haben dem Finanzrathe Karl Plachki tarfrei den Titel und 


Präſidenten der Wiener Polizeidirection Karl 
Comthurkreuz des Franz⸗Joſeph⸗Ordens mit 


Charakter eines Oberfinanzrathes verliehen. 


Se. Majeſtät haben dem Vorſtande der k. k. 
Mattighofen Forſtmeiſter Karl Reinifch 
rathes taxfrei verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Oberiuſpector der beſtandenen Kaiſer⸗Franz⸗ 
Joſeph⸗Bahngeſellſchaft Johaun Klier von Treuenſtamm anläßlich deſſen 


Se. Majeſtät haben dem proviſoriſchen Oberingenieur der Generaldirection 
der öſterreichiſchen Staatsbahnen Ludwig Merth anläßlich deſſen Ausſcheidens 
aus dem activen Dienſte den Titel eines Inſpectors der Geueraldirection der 
öſterreichiſchen Staatsbahnen verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Eontrolor der a. p. Kaiſer⸗Ferdinands⸗Nordbahn 
Karl Streitz in Wien das goldeue Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Forſtmeiſter Adalbert Stainer in Innsbruck 
anläßlich deſſen Penſiontrung das Ritterkreuz des Franz⸗Joſeph⸗Ordens verliehen 

Der Finanzminiſter hat den Salinenverwalter Alexander Machowiez 
zum Salinen⸗Oberverwalter in Galizien und der Bukowina ernannt. 


Familien⸗Fondsgutsverwaltung 
den Titel und Charakter eines Forſt⸗ 


Erledigungen. 

Bezirkshauptmannsſtelle in der ſiebenten Rangsclaſſe in Böhmen, bis 
10. März. (Amtsbl. Nr. 46.) 

Bauingeuieursſtelle in der neunten und eine Bauadjunctenſtelle in der 
zehnten Rangsclaſſe bei der k. k. Direction der Güter des Bukowinger gr.⸗or. 
Religionsfondes in Czernowitz, bis Ende Mai. (Amtsbl. Nr. 48.) 

—— — — TE TE EA | 


Diezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkeuntniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilage: 
Bogen 36 der Erkeuntniſſe. 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


